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Vorblatt 


Änderung des Ausbildungsförderungsgesetzes 

(Schriftlicher Bericht des Ausschusses für Jugend, 
Familie und Gesundheit) 


A. Problem 

Angleichung von Bedarfssätzen des Ausbildungsförderungs- 
gesetzes (AföG) an die seit Verkündung des AföG vorgenom- 
mene Anhebung der. Förderungsmeßbeträge des sogenannten 
Honnefer Modells. Übergangslösung für Schüler, die einen Aus- 
bildungsabschnitt kurz nach Inkrafttreten des AföG beenden. 


B. Lösung 

Die Bedarfssätze nach § 10 AföG werden den Förderungsmeß- 
beträgen des Honnefer Modells angeglichen, bei stärkerer Dif- 
ferenzierung nach der Art der Unterbringung des Auszubilden- 
den. In Abweichung von der Regierungsvorlage ist eine beson- 
dere Regelung für die Höhe des Bedarfssatzes bei Unterbrin- 
gung in einem Internat oder einer gleichartigen Einrichtung 
nicht mehr vorgesehen. Auf Auszubildende, die den Ausbil- 
dungsabschnitt, in dem sie sich am 1. Juli 1970 befinden, vor 
dem 1. Oktober 1970 beenden, soll das Gesetz in der Regel 
keine Anwendung finden. 


C. Alternativen 

Der Ausschuß hat den Vorschlag des Bundesrates, bei der För- 
derung von Fachoberschülern zu unterscheiden, ob sie über 
eine abgeschlossene Berufsausbildung verfügen oder nicht, 
nicht übernommen. 


D. Kosten 


Durch das Gesetz entstehen dem Bund zusätzliche Mehrkosten 
von 

7 Millionen DM für 1970 

15 Millionen DM für 1971 

16 Millionen DM für 1972 

17 Millionen DM für 1973. 


Eine Mehrbelastung der Länder und Gemeinden entsteht nicht. 
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Schriftlicher Bericht 

des Ausschusses für Jugend, Familie und Gesundheit 

(12. Ausschuß) 

über den von der Bundesregierung eingebrachten Entwurf eines 
Gesetzes zur Änderung des Ersten Gesetzes über individuelle 
Förderung der Ausbildung (Ausbildungsförderungsgesetz) 

— Drucksache VI/760 — 


A. Bericht der Abgeordneten Frau Schlei 


I. Allgemeines 

Der von der Bundesregierung eingebrachte Ge- 
setzentwurf — Drucksache VI/760 — wurde vom 
Deutschen Bundestag in seiner 58. Sitzung am 
16. Juni 1970 an den Ausschuß für Jugend, Familie 
und Gesundheit federführend, an den Ausschuß für 
Bildung und Wissenschaft mitberatend und an den 
Haushaltsausschuß gemäß § 96 GO überwiesen. 

Der Ausschuß für Bildung und Wissenchaft hat in 
seiner Sitzung am 16. Juni 1970 die Gesetzesvorlage 
beraten; er hat beschlossen, gegen die von der Bun- 
desregierung vorgeschlagene Fassung unter Berück- 
sichtigung der vom Bundesrat gegebenen Anregun- 
gen, soweit die Bundesregierung diesen zugestimmt 
hat, Einwände nicht zu erheben. 

Der Haushaltsausschuß hat die Vorlage am 2. Juni 
1970 behandelt. Seinen Bericht nach § 96 GO wird 
er gesondert erstatten. 

Durch dieses Gesetz wird der Bund zusätzlich mit 
Kosten in Höhe von 

7 Millionen DM für 1970' 

15 Millionen DM für 1971 

16 Millionen DM für 1972 

17 Millionen DM für 1973 

belastet. 

Eine Mehrbelastung der Länder und Gemeinden 
tritt nicht ein. 

Die entsprechenden Mittel sind in der mehrjähri- 
gen Finanzplanung für 1970 bis 1973 berücksichtigt. 


11. Besonderer Teil 

Der federführende Ausschuß für Jugend, Familie 
und Gesundheit befaßte sich am 16. Juni 1970 aus- 
führlich mit der Stellungnahme des Bundesrates und 
der Gegenäußerung der Bundesregierung zu der 
Stellungnahme des Bundesrates. 

1. Zu Artikel 1 Nr. 1 (§ 10 Abs. 1 und 2) 

Die Bedarfssätze für die Schüler von Fachschulen, 
Berufsaufbauschulen, Abendrealschulen, Abendgym- 
nasien und Kollegs in § 10 Abs. 1 und 2 AföG sind 
bei Verabschiedung des Ausbildungsförderungsge- 
setzes nach den Förderungsmeßbeträgen der „Be- 
sonderen Bewilligungsbedingungen für die Vergabe 
von Bundesmitteln zur Förderung von Studenten an 
den wissenschaftlichen Hochschulen in der Bundes- 
republik Deutschland einschließlich des Landes Ber- 
lin" (Richtlinien des Honnefer Modells) bestimmt 
worden. Der Gesetzgeber ist damit — vor allem 
hinsichtlich der Auszubildenden des Zweiten Bil- 
dungsweges — weitgehend der Länderpraxis ge- 
folgt. Nachdem mit Wirkung vom 1. Januar 1970 
die Förderungsmeßbeträge nach diesen Bewilli- 
gungsbedingungen erhöht worden sind, war es ge- 
boten, die Bedarfssätze in § 10 Abs. 1 und 2 AföG 
für den oben genannten Kreis von Schülern gleich- 
falls zu erhöhen. 

Die Gelegenheit dieses Änderungsgesetzes wird 
genutzt, die Bedarfssätze für die Auszubildenden, 
die bei ihrer Familie wohnen, und für diejenigen, 
die außerhalb der Familie untergebracht sind, den 
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erforderlichen tatsächlichen Aufwendungen entspre- 
chend stärker zu differenzieren. 

Der Ausschuß erörterte eingehend die vom Bun- 
desrat angeregte Differenzierung der Bedarfssätze 
für die Schüler der Fachoberschulen danach, ob sie 
vor Eintritt in diese Schule eine Berufsausbildung 
abgeschlossen haben oder nicht Der Ausschuß 
schloß sich der Auffassung der Bundesregierung, che 
sich gegen eine Differenzierung aussprach, aus fol- 
genden Gründen an: 

Eine abgeschlossene Berufsausbildung gehört nicht 
zu den Voraussetzungen für die Aufnahme in die 
Fachoberschule und ist ohne Einfluß auf den Aus- 
bildungsgang. Für Schüler derselben Klasse sollten 
nicht Bedarfssätze vorgesehen werden, die erheb- 
lich differenziert sind unter einem Gesichtspunkt, 
der mit dem Schulbesuch selbst in keinem Zusam- 
menhang steht. 

2. Zu Artikel 1 Nr. 2 (§ 10 Abs. 3) 

Bei der Vorbereitung der Durchführung des AföG 
hat sich ergeben, daß die Berechnung der nach § 10 
Abs. 3 AföG als Bedarf geltenden „tatsächlichen 
notwendigen Kosten" der Unterbringung in einem 
Internat oder einer gleichartigen Einrichtung, vor 
allem während der Ferienzeiten, zu Schwierigkeiten 
führt. 

Bei Streichung des § 10 Abs. 3 ist in den Fällen 
der Unterbringung in einem Internat oder einer 
gleichartigen Einrichtung Ausbildungsförderung nach 
§ 10 Abs. 2 zu leisten. In allen Fällen einer Unter- 
bringung außerhalb der Familie wird danach der 
gleiche Bedarfssatz geleistet. 


3. Zu Artikel 1 Nr. 3 (§ 35 Abs. 2) 

Nach § 35 Abs. 2 AföG wird für 3 Monate Aus- 
bildungsförderung bis zur Höhe von 250 DM monat- 
lich unter dem Vorbehalt der Rückforderung ge- 
leistet, wenn bei der erstmaligen Antragstellung in 
einem Ausbildungsabschnitt die zur Entscheidung 
über den Antrag erforderlichen Feststellungen nicht 
rechtzeitig getroffen werden können. In dieser Vor- 
schrift sehen die Länder ein begrüßenswertes In- 
strument, um den Schwierigkeiten in der Anlaufzeit 


des Gesetzes zu begegnen, insbesondere soweit Aus- 
zubildende Leistungen nach dem AföG beantragen, 
die bisher nach Landesrecht gefördert wurden und 
zur unbehinderten Fortsetzung der Ausbildung auf 
den rechtzeitigen Eingang der Förderungsmittel an- 
gewiesen sind. Diese Funktion kann § 35 Abs. 2 
AföG besser erfüllen, wenn der darin genannte 
Höchstbetrag von 250 DM entsprechend den vorge- 
sehenen Veränderungen in § 10 AföG auf 280 DM 
erhöht wird. Eine Erhöhung der finanziellen Auf- 
wendungen wird diese Änderung nicht bewirken, da 
es sich hier nur um unter Vorbehalt geleistete Vor- 
schußzahlungen handelt, die voll auf den endgülti- 
gen Förderungsbetrag angerechnet werden. 

4. Zu Artikel 1 Nr. 4 (§ 43 Abs. 1 a) 

Sinn dieses Absatzes ist es, den mit der Bewilli- 
gung der Leistung von Ausbildungsförderung erfor- 
derlichen Verwaltungsaufwand zu ersparen in all 
den Fällen, in denen der zu fördernde Ausbildungs- 
abschnitt bis zum 30. September 1970 endet, Leistun- 
gen nach dem Ausbildungsförderungsgesetz also 
höchstens für drei Monate in Betracht kommen. 

Die Bundesregierung ist bei ihrem Vorschlag für 
die Einfügung des Absatzes 1 a in § 43 AföG davon 
ausgegangen, daß bisherige Förderungsleistungen 
weiter erbracht werden. Nach § 3 Abs. 1 der Anord- 
nung des Verwaltungsrates der Bundesanstalt für 
Arbeit über die individuelle Fröderung der beruf- 
lichen Ausbildung in sozialen Berufen vom 18. De- 
zember 1969 (Amtliche Nachrichten der Bundesan- 
stalt für Arbeit 1970, S. 219) wird die Ausbildung in 
sozialen Berufen an Berufsfachschulen und Fach- 
schulen längstens bis einschließlich 30. Juni 1970 
durch die Bundesanstalt für Arbeit gefördert. Dar- 
um ist es notwendig, das Gesetz hinsichtlich der 
Auszubildenden, die Förderungsbeträge nach dieser 
Anordnung erhalten, in dem in § 43 Abs. 1 AföG 
vorgesehenen Umfang am 1. Juli 1970 uneinge- 
schränkt in Kraft treten zu lassen. 

Nach der Erklärung des Bundesministeriums für 
Jugend, Familie und Gesundheit sind die finanziel- 
len Aufwendungen durch den Gesamtansatz gedeckt, 
da bei der Berechnung des Aufwandes für die Durch- 
führung des gesamten Ersten Ausbildungsförde- 
rungsgesetzes die Einsparungen durch die Regelung 
des § 43 Abs. 1 a nicht berücksichtigt worden sind. 


Bonn, den 16. Juni 1970 


Frau Schlei 

Berichterstatterin 
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B, Antrag des Ausschusses 

Der Bundestag wolle beschließen, 

den Gesetzentwurf — Drucksache VI/760 — in der 
aus der anliegenden Zusammenstellung ersichtlichen 
Fassung anzunehmen. 

Bonn, den 16. Juni 1970 

Der Ausschuß für Jugend, Familie und Gesundheit 

Hauck Frau Schlei 

Vorsitzender Berichterstatterin 
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Zusammenstellung 

des von der Bundesregierung eingebrachten Entwurfs eines 
Gesetzes zur Änderung des Ersten Gesetzes über individuelle 
Förderung der Ausbildung (Ausbildungsförderungsgesetz) 

— Drucksache VI/760 — 

mit den Beschlüssen des Ausschusses für Jugend, Familie und 

Gesundheit 
(12. Ausschuß) 

Entwurf Beschlüsse des 12. Ausschusses 


Entwurf eines Gesetzes 

zur Änderung des Ersten Gesetzes über individuelle 
Förderung der Ausbildung 

(Ausbildungsförderungsgesetz) 

Der Bundestag hat das folgende Gesetz be- 
schlossen: 

Artikel 1 

Das Erste Gesetz über individuelle Förderung der 
Ausbildung (Ausbildungsförderungsgesetz) vom 
19. September 1969 (Bundesgesetzbl. I S. 1719) wird 
wie folgt geändert: 

1. § 10 Abs. 1 bis 3 erhält folgende Fassung: 


„(1) Als monatlicher Bedarf gelten 

1. für Schüler von weiterführenden all- 

gemeinbildenden Schulen ab Klasse 
10, von Fachoberschulen und Berufs- 
fachschulen 150 DM, 

2. für Schüler von Fachschulen, Berufs- 

aufbauschulen, Abendrealschulen, 
Abendgymnasien und Kollegs 300 DM. 


(2) Wohnt der Auszubildende nicht bei seiner 


Familie, gelten als monatlicher Bedarf 

1. für Schüler von Realschulen und 

Gymnasien ab Klasse 5, von Haupt- 
schulen ab Klasse 10, von Fachober- 
schulen und Berufsfachschulen 320 DM, 

2. für Schüler von Fachschulen, Berufs- 

aufbauschulen, Abendrealschulen, 
Abendgymnasien und Kollegs 350 DM. 


Satz 1 gilt nur, wenn an dem gewöhnlichen 
Aufenthaltsort des Auszubildenden oder in er- 
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Entwurf eines Gesetzes 

zur Änderung des Ersten Gesetzes über individuelle 
Förderung der Ausbildung 

(Ausbildungsförderungsgesetz) 

Der Bundestag hat das folgende Gesetz beschlos- 
sen: 

Artikel 1 

Das Erste Gesetz über individuelle Förderung der 
Ausbildung (Ausbildungsförderungsgesetz) vom 
19. September 1969 (Bundesgesetzbl. I S. 1719) wird 
wie folgt geändert: 

1. § 10 Abs, 1 und 2 erhält folgende Fassung; 

(1) unverändert 


(2) unverändert 
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Entwurf 

reichbarer Nähe keine entsprechende zumutbare 
Ausbildungsstätte vorhanden ist. 

(3) Muß der Auszubildende aus Gründen der 
Ausbildung in einem Internat oder einer gleich- 
artigen Einrichtung untergebracht werden, gelten 
als monatlicher Bedarf die tatsächlichen not- 
wendigen Kosten bis zu einer Höhe von: 


1. für die in Absatz 2 Satz 1 Nr. 1 be- 

zeichneten Auszubildenden 320 DM, 

2. für die in Absatz 2 Satz 1 Nr. 2 be- 

zeichneten Auszubildenden 350 DM, 

zuzüglich eines Taschengeldes von .... 20 DM. 


Satz 1 gilt nur, wenn an dem gewöhnlichen 
Aufenthaltsort des Auszubildenden oder in er- 
reichbarer Nähe keine entsprechende zumutbare 
Ausbildungsstätte vorhanden ist." 


2. In § 43 wird folgender Absatz 1 a eingefügt*. 

„(1 a) Abweichend von Absatz 1 tritt das 
Gesetz nicht in Kraft für Auszubildende, die den 
Ausbildungsabschnitt, in dem sie sich am 
1. Juli 1970 befinden, vor dem 1. Oktober 1970 
beenden." 


Artikel 2 
§ 1 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 Abs. 1 
des Dritten Uberleitungsgesetzes vom 4. Januar 1952 
(Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin. 


§ 2 

Dieses Gesetz tritt am 1. Juli 1970 in Kraft. 


Beschlüsse des 12. Ausschusses 


2. § 10 Abs. 3 entfällt 


3. In § 35 Abs. 2 wird die Zahl „250“ durch die Zahl 
„280“ ersetzt. 

4. In § 43 wird folgender Absatz 1 a eingefügt: 

„(1 a) Abweichend von Absatz 1 tritt das Ge- 
setz nicht in Kraft, soweit es die Leistung von 
Ausbildungsförderung vorsieht für Auszubil- 
dende in einem Ausbildungsabschnitt, den sie vor 
dem 1. Oktober 1970 beenden. Für Auszubil- 
dende, die bis zum 30. Juni 1970 Förderung nach 
der Anordnung des Verwaltungsrates der Bun- 
desanstalt für Arbeit über die individuelle För- 
derung der beruflichen Ausbildung in sozialen 
Berufen vom 18. Dezember 1969 (Amtliche Nadi- 
richten der Bundesanstalt für Arbeit 1970 S. 219) 
erhalten, tritt das Gesetz am 1. Juli 1970 ohne 
die Einschränkung des Satzes 1 in Kraft." 


Artikel 2 
§ 1 

unverändert 

§ 2 

unverändert 
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